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Fachinformation für die Kreditwirtschaft
Offenlegungspflichten der Kreditinstitute im Zusam-
menspiel von § 26a KWG und §§ 319 bis 337 SolvV)
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Zentralbereich Bankenaufsicht, Deut-
sche Bundesbank 
(Der Autor ist Leiter Fachgremium Of-
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Mit der Rahmenvereinbarung des Baseler 
Ausschusses für Bankenaufsicht, der daran 
ausgerichteten Bankenrichtlinie 2006/48/EG 
und der nationalen Umsetzung dieser Richt-
linie werden die Institute in § 26a KWG und 
den §§ 319 bis 337 SolvV verpflichtet, Infor-
mationen über ihr Eigenkapital, die bankauf-
sichtlichen Eigenkapitalanforderungen und 
die eingegangenen Risiken der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. Mit der Offenlegung 
dieser Informationen soll ergänzend zur Ban-
kenaufsicht und zu deren Unterstützung die 
disziplinierende Wirkung von Marktreak-
tionen genutzt werden, um die Kreditinstitute 

zu veranlassen, ihre Marktstrategie, ihre Risi-
kosteuerung und ihr internes Management zu 
verbessern.

Die geforderte Offenlegung orientiert sich an 
der bankaufsichtlichen Abgrenzung der Insti-
tutsgruppe, der bankaufsichtlichen Eigenka-
pitaldefinition, den regulatorischen Eigenka-
pitalanforderungen sowie an Risikoinfor-
mationen, die sich im wesentlichen aus den 
bankaufsichtlich anerkannten Verfahren zur 
Risikosteuerung und -messung ableiten. Es 
wird zwischen qualitativen Informationen in 
Form von Erläuterungen und Beschreibungen 
und quantitativen Informationen unterschie-
den, wobei die qualitativen Informationen das 
Verständnis der gewährten quantitativen Infor-
mationen gewährleisten sollen. 

Die bankaufsichtliche Institutsgruppe 
beschreibt den Anwendungsbereich der Offen-
legungspflichten und bildet die Bezugsgröße 
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für die Eigenkapital- und Risikoinformationen. 
Offenlegungspflichtig sind grundsätzlich Ein-
zelinstitute und Institutsgruppen. Im Falle von 
Institutsgruppen erfolgt die Offenlegung auf 
oberster konsolidierter Ebene. Einzelinstitute 
innerhalb von Institutsgruppen müssen keine 
auf die eigene Geschäftstätigkeit bezogenen 
Informationen offen legen. Dies gilt auch für 
Zweigstellen und Töchter ausländischer Ins-
titute und Institutsgruppen mit vergleichbaren 
Offenlegungspflichten. 

Die Informationen zum Eigenkapital umfas-
sen die einzelnen Kategorien des Kernkapitals 
sowie die Summe des Ergänzungs- und des 
Gesamtkapitals. Die unterschiedlichen Qua-
litätsstufen des Kernkapitals sollen transpa-
rent werden, da insbesondere das Kernkapital 
auch die Größenordnung des Ergänzungska-
pitals und der Drittrangmittel präjudiziert. Die 
Eigenkapitalanforderungen zur Unterlegung 
der verschiedenen, nach bankaufsichtlichen 
Regeln zu quantifizierenden Risikokategorien 
sind für das jeweils tatsächlich angewendete 
Verfahren (Adressenausfallrisiken aus KSA-, 
IRBA-, Verbriefungs- und Beteiligungsposi-
tionen, Marktrisikopositionen, operationelles 
Risiko) sowie insgesamt anzugeben.

Im Bereich der Adressenausfallrisiken sind 
im wesentlichen Kontrahentenausfallrisiken 
aus OTC-Derivaten sowie Qualitätsmerkmale 
der Adressenausfallrisiken nach Maßgabe der 
externen Rechnungslegung (notleidende und 
in Verzug befindliche Kredite, Entwicklung 
der Risikovorsorge), der Risikogewichtung im 
KSA und der Ausfallwahrscheinlichkeiten im 
IRBA offen zu legen. Art und Umfang der bei 
der Eigenkapitalunterlegung berücksichtigten 
Kreditsicherheiten sind anzugeben. Erstmals 
sind auch Verbriefungsaktivitäten transparent 
zu machen. Verbriefungspositionen gemäß 
§§ 225 bis 268 SolvV, die sich auf die Verbrie-
fung eigener Forderungen beziehen, sind mit 
Informationen über die Qualität der zugrun-
de liegenden Forderungen darzustellen. Für 
Verbriefungspositionen (Originator-, Spon-
sor- und Investorfunktionen) ist eine aussa-
gekräftige Untergliederung von Verbriefungs-
risikogewichten anzugeben. Im Rahmen eines 
Backtesting ist auf die tatsächlich notwendig 
gewordene Risikovorsorge bzw. auf die tat-
sächlich eingetretenen Ausfälle einzugehen, 
um die Zuverlässigkeit der ursprünglichen 
Risikoeinschätzung zu dokumentieren. 

Zum Marktrisiko sind die jeweiligen Eigenka-
pitalanforderungen nach der Standardmetho-
de für das Fremdwährungsrisiko, das Rohwa-
renrisiko, die Handelsbuchrisiken Zins- und 
Aktienkursrisiko und das sonstige Marktrisi-
ko anzugeben. Bei der Verwendung eigener 
Risikomodelle ist lediglich eine qualitative 
Beschreibung des Verfahrens vorgesehen, 
was hinter der gegenwärtigen guten Praxis 
zurückbleibt, die bereits die Angabe von VaR-

Daten und als deren Verifizierung die Anga-
be der tatsächlich eingetretenen Wertände-
rungen beinhaltet. Das operationelle Risiko 
und seine Steuerung sind – abgesehen von 
der methodenabhängigen Eigenkapitalanfor-
derung – lediglich zu beschreiben. Beteili-
gungen im Anlagebuch sind nach Maßgabe 
der mit ihnen jeweils verfolgten Zielsetzung 
darzustellen. Auf die verschiedenen Wertan-
sätze (Buchwerte und Zeitwerte) und die 
Berücksichtigung von Wertveränderungen ist 
einzugehen. Für die Zinsänderungsrisiken 
im Anlagebuch ist neben der qualitativ aus-
gerichteten Beschreibung der Risikoart und 
des verwendeten Steuerungsverfahrens als 
quantitative Information die Auswirkung eines 
Zinsschocks vorgesehen. 

Die Offenlegungsanforderungen sind insge-
samt sehr konkret ausformuliert, lassen aber 
genügend Spielraum für eine sachgerechte 
praxisorientierte Anwendung. Hinzu kommt die 
Klarstellung, daß nur wesentliche Informati-
onen anzugeben sind und vertrauliche Infor-
mationen nicht offengelegt werden müssen. Die 
Offenlegung muß zumindest jährlich erfolgen, 
ein bestimmtes Medium ist nicht vorgeschrie-
ben, so daß z. B. eine Offenlegung im Rahmen 
des Jahresabschlusses oder eine gesonderte 
Offenlegung im eigenen Internetauftritt mög-
lich ist. Eine materielle Prüfung der Richtigkeit 
der Informationen etwa durch einen externen 
Abschlußprüfer wird nicht erwartet. Vielmehr 
genügt es, wenn die Offenlegung systematisch 
in die internen Verfahren zur Aufbereitung der 
internen und externen Berichterstattung inte-
griert ist und das Institut selbst über förmliche 
Verfahren und Regelungen zur Erfüllung der 
Offenlegungspflichten verfügt. 

Das ‚Fachgremium Offenlegung‘ hat Erläute-
rungen sowie Anwendungsbeispiele erarbei-
tet und veröffentlicht. Die Beispiele sind nicht 
verbindlich und sollen lediglich die Erfüllung 
der Anforderungen erleichtern, wobei sie mögli-
cherweise zu einer gewissen Vereinheitlichung 
und besseren Vergleichbarkeit der Darstellun-
gen beitragen. Sie sind im Internet unter www.
bundesbank.de über Bankenaufsicht/Basel II/
Nationale Umsetzung zugänglich. 

Im Bereich der externen Rechnungslegung 
bestehen ebenfalls Offenlegungspflichten zu 
den Eigenkapitalanforderungen und den ein-
gegangenen Risiken, die denen der Säule 
3 ähnlich sind (DRS 5-10 für Kreditinstitute 
sowie – für alle Unternehmen und damit all-
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• Für viele Institute läuft bereits die ers-
te Berichtsperiode, über die zeitnah 
zur externen Rechnungslegung zu Be-
ginn des Jahres 2008 erstmals Säu-
le-3-Informationen offenzulegen sind. 
Das mit der Säule 3 verbundene hö-
here Transparenzniveau sollte von 
den Instituten offensiv im Sinne einer 
positiven Selbstdarstellung genutzt 
werden. Die Nachteile einer mangeln-
den Transparenz werden gerade ge-
genwärtig wieder im Zusammenhang 
mit der sog. Subprime-Krise deutlich. 
Die Säule 3 sieht jedenfalls für solche 
Verbriefungsaktivitäten, die unter die 
bankaufsichtlichen Verbriefungsregeln 
fallen, ein deutlich höheres Transpa-
renzniveau vor. 

• Die Institute sollten sich um eine sach-
gerechte Integration der Säule 3 in 
die interne Informationsaufbereitung 
bemühen und dabei eine möglichst 
weit gehende einheitliche Datenbasis 
für Zwecke der internen Berichterstat-
tung, des externen Rechnungswesens 
und der Säule 3 entwickeln. 

PRAXISTIPPS

gemeiner gehalten – IFRS 7 und hinsichtlich 
der Eigenkapitalanforderungen IAS 1). Hier-
aus ergeben sich gewisse Konflikte, die nicht 
ganz überwunden werden können und eine 
einmalige gemeinsame Offenlegung sowohl 
für Zwecke der externen Rechnungslegung 
als auch zur Erfüllung der Säule 3 behindern. 
So entspricht der handelsrechtliche Konsoli-
dierungskreis nicht immer der bankaufsicht-
lichen Institutsgruppe. Probleme bestehen 
auch hinsichtlich des Gleichlaufs zwischen 
den Wertberichtigungen der externen Rech-
nungslegung (dem ‚incurred loss‘ im IFRS-
System) und dem bankaufsichtlichen erwar-
teten Verlust (expected loss). Bleiben die 
Wertberichtigungen hinter den erwarteten 
Verlusten zurück, ist dieser ‚shortfall‘ hälftig 
vom Kern- und Ergänzungskapital abzuzie-
hen. Hier gilt es, die Bemühungen zu fördern, 
die darauf ausgerichtet sind, die Unterschiede 
zwischen den beiden Konzepten zu minimie-
ren und Synergieeffekte zu ermöglichen, die 
daraus gewonnen werden können, daß bei-
de Konzepte auf eine einheitliche interne 
Datenbasis zugreifen.  

23.11.2007 in Frankfurt • 17.4.2008 Berlin 
Neue Offenlegungspflichten der SolvV,  

nähere Infos unter 
www.FC-Heidelberg.de

SEMINARTIPP

Achtelik/Drexler/Flach, Sicherheiten-Ma-
nagement nach neuer SolvV & MaRisk, 

Heidelberg, 2007, ca. 550 Seiten

BUCHTIPP

Kai Peppmeier, Sanierer und Interims-
manager, Geschäftsführer & Partner der 
TMC Turnaround Management Consult 
GmbH, Dortmund-Hamburg-München
Thomas Windhöfel, Rechtsanwalt und 
Partner der Kanzlei Heuking Kühn Lüer 
Wojtek, Köln

Ein Sanierungsstandard von Praktikern für Praktiker
Das ISU Institut für die Standardisierung von 
Unternehmenssanierungen hat in Zusammen-
arbeit mit Bankvertretern, Insolvenzrechtlern, 
Wissenschaftlern und Sanierungsexperten 
die Grundsätze ordnungsgemäßer Sanie-
rungskonzepte (GoS)© (veröffentlicht im 
BankPraktiker 10/2007, S. 468 ff.) als grund-

sätzliche Rahmenbedingungen und darauf 
aufbauend die Mindestanforderungen an 
Sanierungskonzepte (MaS)©  (ISU (Hrsg.) 
Mindestanforderungen an Sanierungskon-
zepte, Heidelberg, 2007, ca. 400 Seiten) als 
einheitlichen (Mindest-)Standard und gene-
relle Handlungsempfehlung für die Erstellung, 
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Dr. Stefan Zeranski, Leiter Treasury, 
Kölner Bank eG

Liquiditätsmanagement im Licht der Subprime Krise
dass die Zahlungsströme eines Instituts weit-
gehend fremdbestimmt sind. 

Aufgrund der Fremdbestimmtheit der Zah-
lungsströme darf sich ein Institut nicht darauf 
verlassen, dass ihm künftig nicht mehr Mittel 
abfließen, als dies in der Vergangenheit der 
Fall war. § 11 KWG begründet in der jeder-
zeitigen Zahlungsbereitschaft ein erhöhtes 
Anspruchsniveau für die von einem Institut zu 
deckenden Zahlungspflichten. Die jederzeitige 
Zahlungsbereitschaft (§ 11 KWG) eines Ins-
tituts bedeutet somit, dass das Liquiditätsma-
nagement jederzeit in der Lage sein muss, alle 
berechtigten Auszahlungserfordernisse des 
Instituts und damit auch größere Nettomittel-

abflüsse als in der Vergangenheit zu decken. 
Nach MaRisk AT 2.2 hat sich das Management 
einen Gesamtüberblick über das Risikoprofil 
und die Risikokonzentrationen sowie die Risi-
kotragfähigkeit des Instituts zu verschaffen. 

Die Schieflagen von Fonds und Banken aus 
deren Engagement am Markt für zweitklassige 
US-Hypotheken (Subprime) führten zu einer 
Vertrauenskrise am Interbankenmarkt, so 
dass die Notenbanken zur Liquiditätssprit-
ze greifen mussten, um die Märkte zu beruhi-
gen. Die aktuellen Geschehnisse zeigen, dass 
das Liquiditätsrisiko für Institute ein wesent-
liches Risiko darstellt, das deren Erfolg und 
rechtliche Existenz bedrohen kann. Angesichts 

• Die Verwendung und die Bezugnahme 
auf die GoS© und MaS© ist allen In-
teressierten möglich und ist ihnen frei 
gestellt.

• Die GoS© werden zum „download“ unter 
„www.ISU-Institut.com“ bereit gestellt.

• Die Analysebögen und Checklisten der 
MaS© sind zum „download“ ebenfalls 
unter „www.ISU-Institut.com“ verfügbar.

PRAXISTIPPS

Haftungsfalle Sanierungsgutachten, 
26./27. Mai 2008, Köln, 

Infos unter www.FC-Heidelberg.de

SEMINARTIPP

Umsetzung, Kontrolle und Fortschreibung von 
Sanierungskonzepten für Krisenunternehmen 
entwickelt.

Diesen Standard definieren die Autoren als 
gemeinsame Sprache und damit als notwen-
dige Voraussetzung für eine erfolgreiche und 
effiziente Zusammenarbeit aller am Sanie-
rungsprozess beteiligten Parteien. Hierfür wird 
der Standard allen Interessierten öffentlich 
zugänglich gemacht. Alle Beteiligten können 
sich damit Transparenz über die Bedingungen 
und Anforderungen der GoS© bzw. MaS© ver-
schaffen. Die Checklisten und Analysebögen 
der MaS© werden auf der homepage www.
institut.com als „download“ zur Verfügung 
gestellt. Die Anwendung und die Bezugnahme 
auf den Standard ist jedermann freigestellt. 

Aufbauend auf den in der Sanierungspraxis in 
Teilen bereits etablierten Gliederungsvorschlä-
gen (z. B. IDW FAR 1/91) sowie individuellen 
Checklisten (z. B. einzelner Kreditinstitute) wird 
im Rahmen der MaS© durch eine entspre-
chende Weiterentwicklung, Konkretisierung 
und Systematisierung erstmalig ein einheit-
licher und abstrakter Standard für die Durchfüh-
rung der Sanierungsprüfung, die Entwicklung 
des Sanierungskonzeptes und die Erstellung 
des Sanierungsgutachtens vorgegeben.

Unter der Beachtung der folgenden GoS©: 

Neutralität und Qualifikation des Gutach-
ters
Grundsatz der Vollständigkeit und Aktualität
Grundsatz der Wesentlichkeit 
Grundsatz der Angemessenheit
Grundsatz der Klarheit
Grundsatz der Folgerichtigkeit 
Grundsatz der Flexibilität
Sicherstellung des Sanierunsgmanage-
ments
Grundsatz der Dokumentation

sind im Sinne der MaS© alle wesentlichen 
Unternehmensbereiche und sanierungs-
relevanten Sachverhalte systematisch und 
mit der Unterstützung von Checklisten / Ana-
lysebogen zu untersuchen und auszuwerten. 
Der Detaillierungsgrad und die Schwerpunkt-
setzung werden dabei durch den Einzelfall 
bestimmt.

●

●
●
●
●
●
●
●

●

Die zur Anwendung kommenden Checklis-
ten und Analysebögen dienen als vereinfa-
chendes und standardisiertes Arbeitsmittel 
für die Praxis und sind grundsätzlich zweidi-
mensional aufgebaut. Neben der Güte des 
jeweiligen Leistungsgrades eines Prüfungs- 
bzw. Organisationsbereiches ist die Rele-
vanz für den vorliegenden Sanierungsfall zu 
bewerten. Nur bei entsprechender Korrelati-
on zwischen verbesserungswürdigen Leis-
tungsgrad und Sanierungsrelevanz löst die 
Anwendung des Analysebogens einen Hand-
lungs- bzw. Untersuchungsbedarf seitens des 
Gutachters aus. Diese Vorgehensweise ist 
erforderlich, um eine rationelle, sich auf das 
Wesentliche beschränkende, aber dennoch 
ausreichend detaillierte und für die Krisen-
überwindung hinreichende Vorgehenswei-
se bei der Erstellung eines Sanierungskon-
zeptes sicherzustellen. Es ist nicht Ziel des 
Einsatzes der Analysebögen, jeden Sachver-
halt umfassend zu analysieren bzw. hieraus 
Sanierungsmaßnahmen abzuleiten. Vielmehr 
muss sich der Gutachter im Sinne der GoS© 
auf die sanierungsrelevanten Fragestellun-
gen beschränken. 

Der Sanierungsstandard ist flexibel einsetz-
bar, um sowohl bei Kleinunternehmen als 
auch großen Unternehmen Anwendung finden 
zu können.

Ein besonderer Schwerpunkt wird im Rah-
men der MaS© auf die handelnden Personen 
gelegt. Die Qualifikation und Neutralität des 
Gutachters ist gegenüber allen Beteiligten 
transparent zu dokumentieren. Der Gutachter 
ist durch das Krisenunternehmen als neutraler 
Sachwalter zu beauftragen. Ihm ist unbe-

schränkter Zugang zu den Geschäftsbüchern 
und EDV-Systemen des Krisenunternehmens 
zu gewähren. Das Management hat sicher 
zu stellen, dass ihm alle für die Erstellung 
des Sanierungskonzeptes und -gutachtens 
notwendigen Informationen und Unterlagen 
rechtzeitig vorliegen. 

Der Gutachter selbst muss im Rahmen sei-
ner Beurteilung ausführlich zu der Qualifika-
tion und Eignung des Managements Stellung 
nehmen. 

Zum Abschluss der gutachterlichen Tätigkeit 
muss das Management durch eine Vollstän-
digkeitserklärung dokumentieren, inwieweit es 
mit den Ausführungen im Gutachten überein-
stimmt. Der potentielle Interessenkonflikt zwi-
schen Gutachter und Management verdeutli-
cht die Notwendigkeit eines entsprechenden 
Regelwerks.

Die Darstellung der MaS© beginnt mit der 
Definition eines Standards. Hierbei konzent-
rieren sich die Ausführungen im Wesentlichen 
auf Prozesse, Abläufe und Entscheidungskri-
terien. Auf detaillierte betriebswirtschaftliche 
und juristische Ausführungen wird dabei aus 
Gründen der Klarheit bewusst verzichtet.

Der zweite Teil der MaS© behandelt die Umset-
zung des Standards in der Sanierungspraxis 
und der Insolvenz (inkl. Standard-Insolvenz-
plan) sowie die Anwendung für Kreditinstitu-
te. Darüber hinaus wird sanierungsrelevantes 
Basiswissen der Bereiche Insolvenz-, Arbeits- 
und Steuerrecht sowie der Betriebswirtschaft 
zusammengefasst.

Nach § 11 KWG müssen Institute ihre Mittel 
so anlegen, dass jederzeit eine ausreichende 
Zahlungsbereitschaft gewährleistet ist. Ins-
titute führen eine Betrags-, Währungs-, Risi-
ko-, Fristen-, Liquiditätstransformation zwi-
schen Kapitalangebot und -nachfrage durch. 
Liquidität ist zwingende Voraussetzung für das 
Erfolgsstreben eines Instituts. Somit liegt es 
nahe, dass Erfolgsrisiken auch liquiditätswirk-
sam werden können, vor allem das Marktpreis-, 
Ausfall- und Absatzrisiko. Dies hat zur Folge, 

Mindestanforderungen an Sanierungs-
konzepte (MaS)®, ca. 400 Seiten, 2007, 

Infos unter www.FC-Heidelberg.de

BUCHTIPP
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Ein angemessenes Liquiditätsrisikoma-
nagement hat in der Praxis vor allem fol-
gende Punkte umzusetzen:

• Liquiditätsrisikostrategie mit umfas-
sender Integration des Liquiditätsrisiko-
managements in die Gesamtbanksteu-
erung und die Gesamtbankplanung;

• Liquiditätsrisikocontrolling mit aussa-
gekräftiger Analyse der Risikotreiber 
für die kurzfristigen Nettomittelabflüsse 
im Sinne § 10 LiqV, die einem strengen 
Backtesting Stand hält;

PRAXISTIPPS

MaRisk-konforme Einrichtung eines 
Liquiditätscontrolling, 

27.11.2007, Düsseldorf

Liquiditätsrisikomanagement – Risiko-
orientierte Prüfung und Beurteilung, 

28.11.2007, Düsseldorf
Infos unter www.FC-Heidelberg.de

SEMINARTIPPS

Liegen volatile Einlagen und hohe Zahlungs-
stromfluktuationen vor, ist eine statistische 
Liquiditätsrisikoanalyse mit Backtesting not-
wendig, um den Liquiditätsrisikowerten für die 
kurzfristigen Nettomittelabflüsse (dispositive 
Liquidität) realistische Eintrittswahrscheinlich-
keiten zuordnen und die Liquiditätsreserve risi-
koorientiert ausrichten zu können. 

Für die statistische Risikoanalyse stehen 
die Konzepte Liquidity at Risk (LaR) und 
Liquidity-Value at Risk (L-VaR) zur Verfü-
gung. Mit dem LaR lässt sich im ersten Schritt 
das Liquiditätsrisiko anhand der institutsspezi-
fischen Nettomittelabflüsse quantifizieren. Kön-
nen hohe Nettomittelabflüsse nur zu erhöhten 
Kosten gedeckt werden, ist im zweiten Schritt 
der L-VaR relevant. Er stellt auf eine boni-
tätsbedingte Belastung der Eigenmittel bei 
schlechten Refinanzierungsbedingungen ab. 
Ordnet man beide Konzepte der Liquiditäts-
steuerung zu, ergibt sich folgendes Leitbild zur 
Umsetzung eines angemessenen Liquiditätsri-
sikomanagements:

der Verflechtungen an den Finanzmärkten und 
der Komplexität von Investmentvehikeln sowie 
den damit einhergehenden Zahlungsströmen 
gerät das Liquiditätsrisikomanagement schnell 
an seine Grenzen: Unterschätzt es das Auftre-
ten hoher Liquiditätsanforderungen, kann dies 
den Erfolg und im Extremfall den Fortbestand 
des gesamten Unternehmens gefährden.

Die Zahlungsbereitschaft einer Bank kann nur 
auf einem bestimmten Wahrscheinlichkeitsni-
veau eingehalten werden, weil die bankbetrieb-
lichen Zahlungen weitgehend fremdbestimmt 
und somit unsicher sind. Von rein bilanzorien-
tierten Liquiditätsrisikoanalysen geht für das 
kurzfristige Liquiditätsrisikomanagement die 
Gefahr aus, dass Steuerungsentscheidungen 
auf der Basis irrelevanter Zahlen getroffen wer-
den. Dies liegt darin begründet, dass die kumu-
lierte Liquiditätsablaufbilanz „nur“ eine Analy-
sevariante und keine realistische Liquiditäts-
vorschau auf die Nettomittelabflüsse darstellt. 
Sie eignet sich vor allem für die Steuerung der 
Liquiditätsstrukturen (strukturelle Liquidität). 
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In der Liquiditätsrisikosteuerung ist eine dispositive und 
strukturelle Sicht erforderlich. 

Dispositive Liquiditätsrisikosteuerung
Sicherstellung der Zahlungsbereitschaft

Strukturelle Liquiditätsrisikosteuerung
Einhaltung des strukturellen Liquiditätsgleichgewichts unter 

Berücksichtigung der Neugeschäftsplanung

Liquiditätsablaufbilanz

Kunden- und 
Eigengeschäft 
(Ist u. Plan)

Kundeneinlagen 
(Ist u. Plan)

Liquiditätsreserve

Refi Interbanken

Kontrahierungs-
zwang ggü. Vertrieb

Volumina Zahlungsstromebene

Liquiditätsbelastung, die mit einer vorgegebenen 
Wahrscheinlichkeit innerhalb einer bestimmten 
Zeitdauer nicht überschritten wird.

Volumina + Preise Vermögensebene

Vermögensverlust aufgrund unerwarteter hoher 
Refinanzierungskosten, der mit einer 
vorgegebenen Wahrscheinlichkeit innerhalb einer 
bestimmten Zeitdauer nicht überschritten wird.

Eigenmittelunterlegung (MaRisk)

Steuerungsgröße: Liquidity at Risk Steuerungsgröße: Liquidity Value at Risk

Emissionen

Optimierung der Rentabilität 
durch geeigneten „Refi-Mix“

Nettomittelabfluss
(Historie + Szenarien)

Optimierung der Höhe 
und Zusammensetzung 
der Liquiditätsreserve

ggf. Linien-
auslastung

Liquiditätsreserve

Quelle: www.ifb-group.com/Liquiditaetssteuerung

• Liquiditätsrisikosteuerung mit klarer 
Definition der Steuerungsmaßnahmen 
sowie aller Bestandteile der Liquiditäts-
reserve für normale und angespannte 
Geschäftsverläufe


